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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Die Bezeichnung „Schweiz“ und auch die Schweizer Flagge werden oft bei in- und
ausländischen Produkten als Mittel zur Verkaufsförderung eingesetzt. Damit soll meist
die Assoziation zu bekannten schweizerischen Qualitätserzeugnissen wie etwa Uhren
hergestellt werden. Um dies für im Ausland hergestellte Produkte, die mit der Schweiz
nichts zu tun haben, zu unterbinden, reichten Nationalrätin Hutter (svp, SG) und
Ständerätin Fetz (sp, BS) Postulate für einen besseren Schutz der „Marke Schweiz“ und
des Schweizer Wappens ein. Sie führten dabei neben dem Argument der besseren
Information der Konsumenten auch den Schutz einheimischer Produzenten vor unfairer
ausländischer Konkurrenz ins Feld. Beide Parlamentskammern überwiesen diese
Vorstösse mit dem Einverständnis der Landesregierung. In seiner Antwort auf das
Postulat Fetz gab Justizminister Blocher aber auch zu bedenken, dass bei der Schaffung
von gesetzlichen Schutzbestimmungen heikle Definitionsprobleme zu lösen wären, da
heute – abgesehen von der Landwirtschaft – kaum mehr ein Produkt vollständig in
einem einzigen Land entwickelt und hergestellt werde. 1

POSTULAT
DATUM: 16.11.2006
HANS HIRTER

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Gegen den Antrag seiner vorberatenden Kommission, in welcher es zu einer unheiligen
Allianz der SVP mit der Linken gekommen war, hiess der Nationalrat die
parlamentarische Initiative Pfisterer (fdp, AG) gut. Diese sieht im Sinne eines indirekten
Gegenvorschlags zur SVP-Volksinitiative vor, dass in den Gemeinden
Volksabstimmungen über Einbürgerungen möglich sein sollen, wenn dies das kantonale
Recht so vorsieht. Allfällige Ablehnungsanträge müssten aber begründet werden und bei
einem negativen Volksentscheid wäre eine Beschwerde an ein letztinstanzlich
entscheidendes kantonales Gericht möglich. In der Detailberatung hatte der
Nationalrat diese Bestimmungen zuerst verschärft und beschlossen, dass an einer
Gemeindeversammlung der Antrag auf Ablehnung eines Einbürgerungsgesuchs
schriftlich formuliert sein muss. In der Differenzbereinigung liess er diese Bestimmung
zwar fallen, beharrte aber darauf, dass Volksentscheide nur in
Gemeindeversammlungen erlaubt sein sollen, nicht aber an der Urne, da dort keine
Begründung möglich ist. Der Ständerat wollte, nicht zuletzt aus
abstimmungsstrategischen Gründen, den Kantonen das Recht geben,
Urnenabstimmungen dann zuzulassen, wenn vorgeschrieben wird, dass eine
Ablehnungsempfehlung begründet werden muss. Er konnte sich aber nicht
durchsetzen. Wenn die Gesamtheit der Stimmberechtigten und nicht eine dem
Amtsgeheimnis unterstehende politische Behörde über eine Einbürgerung entscheidet,
stellen sich besondere Probleme des Datenschutzes. Der Nationalrat stellte sich zuerst
hinter einen Antrag Hutter (svp, SG), der verlangte, dass zusätzlich zu den vom Ständerat
festgelegten Informationen, welche den Stimmbürgern bekannt zu geben sind
(Staatszugehörigkeit, Wohnsitzdauer und Angaben, die erforderlich sind, um über die
Integration zu urteilen), auch die Religionszugehörigkeit aufzuführen ist. Er musste in
der Differenzbereinigung aber darauf verzichten, da dies der Ständerat als für das
Verfahren unnötige Beeinträchtigung der Privatsphäre kritisierte und deshalb ablehnte.
In der Schlussabstimmung hiessen der Nationalrat und der Ständerat die
Gesetzesrevision mit 109 zu 73 resp. 36 zu 5 Stimmen gut. Die SVP stimmte nahezu
geschlossen dagegen. Diese Bestimmungen werden nur dann in Kraft treten, wenn die
Initiative der SVP bei Volk und Ständen keine Mehrheit findet oder zurückgezogen
wird. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.12.2007
HANS HIRTER
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Dans sa réponse à une interpellation de la conseillère nationale Jasmin Hutter (udc, SG),
le Conseil fédéral a indiqué que le montant que la Suisse doit verser à l'UE pour son
association à Schengen/Dublin sera supérieur aux 8,2 millions de francs prévus dans le
message sur ces accords, qui tablait sur leur entrée en vigueur au 1er janvier 2006. La
ratification des accords d'association à Schengen/Dublin ayant toutefois pris plus de
temps que prévu (ces accords devraient, selon le gouvernement, entrer en vigueur au
deuxième semestre 2007 et être appliqués, au plus tôt, à l'automne 2008), il a précisé
qu’au montant initial allaient s’ajouter (en additionnant les montants dus à l'UE et les
coûts internes à la Confédération) 22 millions de francs pour l'année 2007 et 18 millions
de francs pour l'année 2008. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 22.06.2007
ELIE BURGOS

Aussenwirtschaftspolitik

Le Conseil national a adopté un postulat Hutter (udc, SG), qui demandait au
gouvernement d’exposer au parlement de quelle manière la marque suisse (« Made in
Switzerland ») pourrait être mieux protégée. La démocrate du centre, soulevant le fait
que de plus en plus d’entreprises suisse déposaient des plaintes contre des entreprises
étrangères profitant de la bonne réputation de la production suisse, a chargé le Conseil
fédéral d’exposer la situation, les lacunes du droit suisse en la matière, et les mesures
pouvant être prises pour remédier à ce problème. 4

POSTULAT
DATUM: 23.06.2006
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die Bezeichnung „Schweiz“ wird oft bei in- und ausländischen Produkten als Mittel zur
Verkaufsförderung eingesetzt. Mit dem Argument der besseren Information der
Konsumenten, aber auch des Schutzes einheimischer Produzenten vor unfairer
ausländischer Konkurrenz reichten Nationalrätin Hutter (svp, SG; 06.3056) und
Ständerätin Fetz (sp, BS) Postulate für einen besseren Schutz der „Marke Schweiz“ und
des Schweizer Wappens ein. Beide Parlamentskammern überwiesen diese Vorstösse
mit dem Einverständnis der Landesregierung. In seiner Antwort auf das Postulat Fetz
machte Justizminister Blocher aber darauf aufmerksam, dass bei der Schaffung von
gesetzlichen Schutzbestimmungen heikle Definitionsprobleme zu lösen wären, da heute
– abgesehen von der Landwirtschaft – kaum mehr ein Produkt zu hundert Prozent in
einem einzigen Land entwickelt und hergestellt werde. 5

POSTULAT
DATUM: 09.06.2006
HANS HIRTER

Landwirtschaft

Lebensmittel

La discussion sur une motion déposée par la conseillère nationale Franziska Teuscher
(pe, BE), qui demandait au Conseil fédéral d’examiner les mesures à prendre pour
réduire la part des graisses trans, nocives pour la santé, dans les denrées alimentaires,
a été renvoyée suite à l’opposition de la démocrate du centre Jasmin Hutter (SG). 6

MOTION
DATUM: 23.03.2007
ELIE BURGOS
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Motion Hutter (svp, SG), welche Mütter beziehungsweise Väter, die ihre Kinder im
Familienkreis betreuen und keine Drittbetreuung in Anspruch nehmen, steuerlich
entlasten wollte, lehnte der Nationalrat mit 77 zu 95 Stimmen ab. Ebenfalls abgelehnt
wurde eine Motion Meier-Schatz (cvp, SG) (Mo. 06.3690), welche den Bundesrat
aufforderte, den Umfang und die Voraussetzungen für die Verwandtenunterstützung
neu festzulegen und die Grenzwerte erheblich zu erhöhen. Der Bundesrat erachtete ein
weiteres Zurückdrängen der Verwandtenunterstützung als nicht angezeigt und würde es
als stossend empfinden, wenn sich vermögende nahe Verwandte zulasten der
Sozialhilfe aus ihrer Verantwortung für in Not geratene Familienmitglieder stehlen
könnten. 7

MOTION
DATUM: 19.12.2007
LINDA ROHRER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Am 31. Mai kam es in Gurtnellen (UR) zu einem Felssturz, bei dem ein deutsches
Ehepaar ums Leben kam und der die Nationalstrasse verschüttete. In der Folge blieb die
Gotthard-Autobahn im Kanton Uri wegen Felssturz-Gefahr den ganzen Juni gesperrt,
weil die bedrohlichen Felsmassen im Abrissgelände gesprengt werden mussten. Die
Schweiz bemühte sich mit ihren Nachbarstaaten und der EU um eine koordinierte
Lenkung des Schwerverkehrs durch den gesamten Alpenbogen. SBB und BLS boten
zusätzliche Verlademöglichkeiten an. Siehe auch die Antworten des Bundesrates auf
eine Frage Robbiani (cvp, TI) und die Interpellationen Hutter (svp, SG) (06.3250) und
Germanier (fdp, VS) (06.3280). 8

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Einzelne Tätigkeitsfelder der Stiftung "Gesundheitsförderung Schweiz" wurden kritisch
hinterfragt. Nationalrätin Teuscher (gp, BE) machte sich in einer Anfrage (An. 07.1021)
Gedanken darüber, ob die Plakatkampagne der Stiftung, die insbesondere
übergewichtige Jugendliche ansprechen will, nicht die Gefahr berge, den vor allem bei
jungen Frauen verbreiteten Krankheiten Bulimie und Magersucht Vorschub zu leisten.
Bekämpft von Hutter (svp, SG) und damit vorderhand der Beratung entzogen wurde ein
Postulat Teuscher, welches den Bundesrat ersuchte zu prüfen, ob es nicht sinnvoller
wäre, den Anteil der „dick machenden“ Nahrungskomponenten, etwa die Transfette,
durch die gesetzliche Festschreibung einer Höchstgrenze zu reduzieren. Der Bundesrat
bezweifelte, ob dies zum Ziel führen würde: Fettleibigkeit entstehe durch das
Zusammenspiel mehrerer Komponenten (zu hohe Energiezufuhr bei mangelnder
Bewegung). Es gehe in erster Linie um eine Verhaltensänderung, wie sie von der
Kampagne der Stiftung angestrebt werde. 9

POSTULAT
DATUM: 23.03.2007
MARIANNE BENTELI
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Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Ebenfalls aus den Reihen der SVP stammte eine Motion Hutter (svp, SG), welche
forderte, dass Ärzte künftig für Krankheitszeugnisse haftbar gemacht werden können,
wenn sich diese als objektiv unhaltbar herausstellen und der IV dadurch Kosten
entstanden sind. Der Bundesrat lehnte die Motion ab, weil er der Ansicht war, dass eine
Sensibilisierung der Ärzteschaft im Bereich der Ausstellung von Arztzeugnissen und eine
möglichst konsequente Trennung der Zuständigkeiten zwischen behandelnden Ärzten
und Sozialversicherung wirkungsvoller seien als neue Haftungsnormen. Dem folgte auch
der Nationalrat und lehnte die Motion mit 97 zu 64 Stimmen ab. 10

MOTION
DATUM: 16.09.2009
LINDA ROHRER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Nationalrätin Hutter (svp, SG) verlangte mit einer Motion, die Kinderbetreuung
innerhalb der Familie sei steuerlich zu entlasten. Ihr Vorschlag sah einen Sozialabzug
von 20'000 Fr. für ein Kind und von 30'000 Fr. für Familien mit zwei oder mehr Kindern
vor. Der Bundesrat empfahl, die Motion abzulehnen. Er begründete seine Haltung unter
anderem damit, dass mit diesem Abzug ein ausserfiskalisches Ziel, nämlich die
Förderung der Selbstbetreuung von Kindern verfolgt werde. Dieses umzusetzen, würde
womöglich aufwändiger Kontrollen bedürfen und auf allen Ebenen zu enormen
Steuerausfällen führen. Es seien zudem oft ökonomische Gründe, die einen
Zweitverdienst in der Familie bedingten. Frauen mit guter Ausbildung durch derartige
Steuerrabatte von einer Erwerbstätigkeit abzuhalten, wäre zudem volkswirtschaftlich
nicht sinnvoll. Obgleich die Motion auch bei einzelnen CVP- und FDP-Abgeordneten
Unterstützung fand, wurde sie mit 95 zu 77 Stimmen abgelehnt. 11

MOTION
DATUM: 01.10.2007
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Im Berichtsjahr berieten beide Kammern über die Volksinitiative „gegen den Bau von
Minaretten“. Die Initiative wurde im Vorjahr vom sogenannten Egerkinger Komitee
eingereicht, welches sich aus 14 SVP- und zwei EDU-Vertretern zusammensetzte.
Unterstützung erhielt das Komitee von den oben genannten beiden Parteien. Einige
namhafte Parteiexponenten der SVP hielten sich im Abstimmungskampf jedoch zurück
oder äusserten sich sogar negativ zur Initiative. Dem Nationalrat, welcher das Geschäft
in der Frühjahrssession als Erstrat behandelte, lag ein Minderheitsantrag Gross (sp, ZH)
vor, welcher die Volksinitiative wegen Verstoss gegen die Religionsfreiheit und klarer
Missachtung der Europäischen Menschenrechtskonvention für ungültig erklären wollte.
Die Antragsteller, welche durch die SP und eine grosse Mehrheit der Grünen unterstützt
wurden, bezeichneten die Religionsfreiheit als von „fundamentaler Bedeutung für die
nationale Friedensordnung“ und erachteten sie in diesem Sinne dem zwingenden
Völkerrecht angehörig und eine Verletzung deshalb als unzulässig. Der Bundesrat wie
auch eine grosse Mehrheit der Staatspolitischen Kommission (SPK) waren jedoch der
Ansicht, dass die Verletzung der Religionsfreiheit nicht gegen zwingende Bestimmungen
des Völkerrechtes verstosse, da der Kernbestand der von allen Staaten anerkannten
Menschenrechte nicht berührt werde. Der Minderheitsantrag wurde denn auch mit 128
zu 53 Stimmen abgelehnt. Die Debatte sowie weitere aktuelle Vorstösse zu
verfassungsrechtlichen Fragen zeigten jedoch, dass es zusätzlicher Regelungen bedarf,
wann eine Volksinitiative materiell ungültig zu erklären sei (vgl. hier). Mit einer
Zweidrittelmehrheit empfahl die SPK dem Nationalrat die Initiative ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben Verletzung der Religionsfreiheit verstosse die
Initiative auch gegen das Diskriminierungsverbot und stehe zudem im Widerspruch zu
verschiedensten Bestimmungen aus der schweizerischen Gesellschafts- und
Rechtsordnung, so beispielsweise zur Glaubens- und Gewissensfreiheit, zur
Eigentumsgarantie oder zum Verhältnismässigkeitsprinzip. Ferner liesse sich ein
Bauverbot für Minarette nicht mit dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
begründen und könnte zur Gefährdung des religiösen Friedens beitragen. Eine
Minderheit Hutter (svp, SG) empfahl die Initiative zur Annahme. Sie vertrat die Ansicht,
dass Minarette einen religiös-politischen Machtanspruch darstellten und deshalb zu

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.06.2009
MARLÈNE GERBER
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verbieten seien. Nach fünfstündiger Debatte folgte der Nationalrat dem Bundesrat und
empfahl die Initiative mit 129 zu 50 Stimmen ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
Zustimmung erhielt die Initiative ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. Der Kernpunkt
der Debatte im Ständerat war ein Minderheitsantrag Maissen (cvp, GR), welcher
ebenfalls beantragte, die Initiative für ungültig zu erklären. Der Ständerat verwarf den
Antrag nach zweistündiger Diskussion mit 24 zu 16 Stimmen. Er empfahl die Initiative
mit 36 zu 3 Stimmen ebenfalls zur Ablehnung. 12
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